Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2477 


Sachgebiet 8052 


Der Bundesminister Bonn, den 29. Juli 1971 

für Arbeit und Sozialordnung 

IV a 2 -4345.2 -894/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Mutterschaftsgeld 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Müller (Berlin), 
Müller (Remscheid), Dr, Böhme, Frau Kalinke, Franke 
(Osnabrück), Geisenhofer, Horten, Dr. Götz und Ge- 
nossen 

- Drucksache VI/2424 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


L Vorbemerkung 

Das Mutterschaftsrecht ist durch das Finanzänderungsgesetz 
1967 mit Wirkung vom 1. Januar 1968 wie folgt geändert 
worden: 

1. Versicherte, die in einem Arbeitsverhältnis stehen, erhalten 
Mutterschaftsgeld in Höhe des durchschnittlichen Netto- 
arbeitsentgelts, und zwar in der Regel für sechs Wochen vor 
und acht Wochen nach der Entbindung. Bei Früh- und Mehr- 
lingsgeburten verlängert sich die Bezugszeit nach der Ent- 
bindung auf 12 Wochen. Die Leistung der Krankenkassen ist 
auf mindestens 3,50 DM und höchstens 25 DM je Kalender- 
tag beschränkt, übersteigt das Nettoarbeitsentgelt diesen 
Betrag, dann hat der Arbeitgeber einen Zuschuß bis zur 
Höhe des Nettoarbeitsentgelts zu zahlen. Andere Ver- 
sicherte, die Anspruch auf Krankengeld haben, erhalten 
Mutterschaftsgeld in Höhe des Krankengeldes. 

Der Bund beteiligt sich an jedem dieser Mutterschaftsfälle 
mit einem Zuschuß von 400 DM. 
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2. Nichtversicherte, die in einem Arbeitsverhältnis stehen, er- 
halten die gleichen Leistungen von der Ortskrankenkasse 
ihres Wohnortes voll zu Lasten des Bundes. 

Bis zum 31. Dezember 1967 galt folgendes Recht: 

1. Die Bezugszeiten des Wochengeldes (Mutterschaftsgeldes) 
waren in der Regel auf sechs Wochen vor und sechs Wochen 
nach der Niederkunft beschränkt. Das Mutterschaftsgeld 
wurde ebenfalls in Höhe des durchschnittlichen Nettoarbeits- 
entgelts gezahlt. 

2. Für Pflichtversicherte mußte die Krankenkasse das Wochen- 
geld nach den Vorschriften der Reichsversicherungsordnung 
(§ 195 a RVO) zahlen, wenn die vorgeschriebene Vorver- 
sicherungszeit erfüllt war. Der Auffüllungsbetrag bis zum 
Nettoarbeitsentgelt wurde vom Bund erstattet. 

3. Pflichtversicherte, die keinen Anspruch auf das Wochengeld 
nach der RVO hatten, erhielten das Nettoarbeitsentgelt zu 
Lasten des Bundes. 

4. Freiwillig Versicherte und nichtversicherte Arbeitnehmer 
erhielten das Nettoarbeitsentgelt zu Lasten des Arbeit- 
gebers. 

Die nachstehend angegebenen Zahlen sind unter Berücksich- 
tigung dieser unterschiedlichen Rechtslage zu sehen, über die 
Aufwendungen der Arbeitgeber nach neuem und altem Recht 
können keine Angaben gemacht werden, da dem BMA Unter- 
lagen nicht zur Verfügung stehen. 


IL Zu den einzelnen Fragen 


1. Wie hoch waren die durchschnittlichen Kosten für jeden Entbin- 
dungsfall in den Jahren 1967 bis 1969 einschließlich? 

Die durchschnittlichen Ausgaben je Mutterschaftshilfefall (Ent- 
bindungsfall) der Mitglieder (ohne Rentner) betrugen für 


Sach- und Barleistungen 
insgesamt 

1967 1 367,02 DM 

1968 1 747,41 DM 

1969 2 002,75 DM 


darunter 

Mutterschaftsgeld 

843,62 DM (Wochengeld) 
1 170,82 DM 
1 360,96 DM 


2. Können schon jetzt Angaben über die Höhe der Kosten im 
Jahre 1970 gemacht werden? 
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über die Höhe der durchschnittlichen Ausgaben je Entbindungs- 
fall im Jahre 1970 können z. Z. keine Angaben gemacht werden, 
da die erforderlichen statistischen Unterlagen noch ausstehen. 
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3. Um wieviel sind die Löhne und Gehälter der weiblichen Arbeit- 
nehmer in den Jahren von 1967 bis 1970 im Durchschnitt 
gestiegen? 

Nach den Ergebnissen der amtlichen Verdienststatistik sind die 
Bruttowochenverdienste der weiblichen Arbeiter in der Indu- 
strie von 138 DM im Durchschnitt des Jahres 1967 um 32,6 v. H. 
auf 183 DM im Durchschnitt des Jahres 1970 gestiegen. Die 
Bruttomonatsverdienste der weiblichen Angestellten in Indu- 
strie und Handel erhöhten sich in der gleichen Zeit von 720 DM 
um 29,2 V. H. auf 930 DM. 


4. In welchem Umfange werden die einzelnen Krankenkassen 
(aufgegliedert nach AOK, Land-, Betriebs- und Innungskranken- 
kassen sowie Ersatzkassen) durch das Mutterschaftsgeld be- 
lastet? 

Nachstehende Aufstellung gibt einen Überblick über die Höhe 
und Finanzierung des Mutterschaftsgeldes. 

Sämtliche Zahlen beziehen sich auf das Jahr 1969. 


Kassenart 

Mutterschafts- 
geld für Mit- 
glieder (ohne 
Rentner) 
insges. 

Erstattungen 
: nach § 200 d 

RVO 

Eigenleistung 
der Kranken- 
kassen 
(Spalte 1 
minus Spalte 2) 

Beitrags- 
einnahmen der 
Mitglieder 
(ohne Rentner) 

Anteil der 
Eigenleistung 
an den 
Beitrags- 
einnahmen 
(Spalte 3 zu 
Spalte 4) 


in 1000 DM 

in 1000 DM 

in 1000 DM 

in 1000 DM 

in V. H. 


1 

2 

3 

4 

5 

Ortskrankenkassen 

216 620 

63 004 

153 616 

8 900 452 : 

1,7 

Landkrankenkassen 

2 761 

899 

1 862 

188 944 

1,0 

Betriebskrankenkassen 

56 472 

14 289 

42 183 

2 640 580 

1,6 

Innnungskrankenkassen 

19 847 

6 214 

13 633 

927 351 ^ 

1,5 

Ersatzkassen für Arbeiter 

4 580 

1 267 

' 3 313 

257 024 ' 

1,3 

Ersatzkassen für 
Angestellte 

243 127 

62 548 

1 

180 579 

5 079 241 

3,6 

Zusammen 

543 407 

: 148 221 

395 186 

17 993 592 

2,2 


5. Inwieweit wird die Höhe der derzeitigen Beiträge zur gesetz- 
lichen Krankenversicherung durch die steigenden Kosten für 
jeden Entbindungsfall beeinflußt? 


Im Jahre 1969 betrug der Anteil der Eigenleistung der Kassen 
für Mutterschaftshilfe der Mitglieder (ohne Rentner) einschließ- 
lich ihrer Familienangehörigen an den gesamten Leistungsaus- 
gaben der in der Frage 4 aufgeführten Krankenkassen 5,4 v. H.; 
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das waren 0,46 Beitragssatzpunkte. Nach dem Sozialbudget 
1971, Nummern 79 ff., werden die Leistungen für Mutterschafts- 
hilfe bis 1975 im Vergleich zu den übrigen Leistungen und zu 
den Beitragseinnahmen unterproportional steigen. 


6. Hält es die Bundesregierung für zumutbar, daß die Kranken- 
versicherten jetzt schon mit 70 Vo bis 80 ®/o der durch das 
Mutterschutzgesetz entstehenden Kosten belastet werden, ob- 
wohl nach allgemeiner Auffassung „Mutterschaft keine Krank- 
heit" ist? 

Ich verweise hierzu auf meine Antwort zu Frage 8. 


7. Hält die Bundesregierung die derzeitige Regelung, sofern sie 
nicht nur für eine begrenzte Zeit gedacht ist, mit dem Inter- 
nationalen Übereinkommen Nr. 103 vereinbar? 


Das Mutterschutzgesetz vom 24. Januar 1952 in der Fassung 
vom 18. April 1968 (BGBl. I S. 315) und die einschlägigen Vor- 
schriften der Reichsversicherungsordnung entsprechen im we- 
sentlichen den Bestimmungen des Übereinkommens Nr. 103. 
In einer ganzen Reihe seiner Vorschriften geht das Mutter- 
schutzgesetz zugunsten der erwerbstätigen Mutter noch über 
diese Bestimmungen hinaus. Abweichungen sind jedoch inso- 
weit vorhanden, als nach Artikel 4 Nr. 8 des Übereinkommens 
die Kosten für die den beschäftigten Frauen zu gewährenden 
Leistungen in keinem Fall dem Arbeitgeber persönlich auf- 
erlegt werden dürfen. Im Gegensatz dazu sehen die §§ 11 und 
14 des Mutterschutzgesetzes bei bestimmten Beschäftigungs ver- 
boten die Fortzahlung des Arbeitsentgelts bzw. Zuschüsse des 
Arbeitgebers zum Mutterschaftsgeld an Frauen in Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen dem Mutterschaftsgeld und dem 
um die gesetzlichen Abzüge verminderten durchschnittlichen 
kalendertäglichen Arbeitsentgelt vor. 

Diese Regelung wird einer Lösung im Sinne des Übereinkom- 
mens vorgezogen. Eine vollständige Anpassung des Mutter- 
schutzgesetzes an die Bestimmungen des Übereinkommens 
Nr. 103 ist daher zur Zeit nicht vorgesehen. 


8. Besteht die Absicht, 

a) im Rahmen der Fortsdireibung der Mittelfristigen Finanz- 
planung einen über 400 DM hinausgehenden Pauschbetrag 
für jeden Entbindungsfall vorzusehen, und wenn ja, ab 
wann und in welcher Höhe oder 

b) in absehbarer Zeit dem Bundestag eine Vorlage zu unter- 
breiten, die der ursprünglichen Absicht des Gesetzgebers 
Rechnung trägt? 


Es besteht vorläufig nicht die Absicht, im Rahmen der Finanz- 
planung 1971 bzw. 1975 eine Erhöhung der Bundesleistungen 
vorzusehen. 
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In Vertretung 

Dr. Ehrenberg 



